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SACHVERHALT UND ANTRAGE 

I. 	Die Anmelderjn reichte am 20.07.1981 einen Antrag auf Er- 

teilung eines europäischen Patents in englischer Sprache 

em. Die europische Patentanmeldung wurde durch die Ent-

scheidung der Prlifungsabtei].ung vom 05.03.1985 zurUckge-

wiesen. Gegen diese Entscheidung legte die Anmelderin 

form- und fristgerecht Beschwerde in englischer Sprache 

ein und entrichtete fristgerecht die Beschwerdegeblihr. 

( 	
II. Der neue Vertreter der BeschwerdefUhrerjn steilte mit 

Schreiben vom 28.06.1985 den Antrag, ala neue Verfahrens-

sprache deutsch zuzulassen, da diese Sprache die Mutter-

sprache des neuen Vertreters sei. 

III. Der neue Vertreter reichte am 12.07.1985 die Beschwerde-

begrUndung in deutscher Sprache em. Die Prlifungsabteilung 

beschloi3, daB der Beschwerde nicht abgeholfen werde und 

daB die Beschwerde der Beschwerdekanuner vorzulegen sei. 

Nach einem "internen Vermerk" in der Akte sei die PrU-

fungsabteilung der Auffassung, daB der Antrag auf Xnderung 

der Verfahrenssprache ohne Bedeutung sei und von der Be-

schwerdekanuner entschieden werden solite. 

( 

ENTSCHE I DUNGSGRUNDE 

1. 	Dem Antrag auf Anderung der Verfahrenssprache ist nach 

R. 3 (1) EPU stattzugeben. Nach dieser Bestiminung kann das 

EPA auf Antrag des Anmelders oder Patentinhabers nach An-

hörung der Ubrigen Beteiligten statt der bisherigen Ver-

fahrenssprache eine seiner anderen Amtssprachen als neue 

Verfahrenssprache zulassen. Der Antrag der Beschwerde- 

fUhrerin ist hinlänglich begrUndet, da sie im 

Beschwerdeverfahren durch einen neueri Vertreter vertreten 

ist, dessen Muttersprche deutsch ist (vgl. Richtl. fUr die 

I 
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PrUfung im EPA Teil A VIII 1.3; Haertel Gemeinschafts-
kornmentar Art. 14 Anmerkung 38). 

Die Beschwerdekanmier hat die Anderung der Verfahrens- 
sprache mit Wirkung vorn Tage des Eingangs des Antrags zu-
gelassen. Eine soiche Entscheidung sieht zwar R. 3 (1) EPU 

nach seinem Wortlaut nicht vor, die Bestimxnung schliel3t 

sie aber auch nicht aus. Die Beschwerdekammer halt eine 

rUckwirkende Zulassung der Anderung der Verfahrenssprache 
für zulassig, zurnindest wenn im vorliegenden Fall GrUnde 
der Billigkeit dafUr sprechen. 

Für den Antrag auf Anderung der Verfahrenssprache, der am 

29.06.1985 beim EPA einging, war die PrUfungsabteilung zu-

standig. Vor ihr war das Verfahren bis zur Vorlage der Be-
schwerde an die Beschwerdekammer am 12.09.1985 gemal3 Ar-

tikel 109 (2) EPU anhangig. Sie hatte also Uber den Antrag 
entscheiden können und mUssen. 

Dem steht auch nicht entgegen, daI3 nach Einreichung einer 

Beschwerde die Stelle, die den angefochtenen BeschluI3 er-

lassen hat, sich grundsatzlich jeder sachlichen Stellung-

nahme zu enthalten hat, wenn sie der Beschwerde nicht ab-

helfen will (vgl. Artikel 109 (2) EPU). Eine Entscheidung 

Uber einen Antrag auf Anderung der Verfahrenssprache gemal3 

Regel 3 (1) EPU enthält keine sachliche Stellungnahme zum 
Vorbringen der Beschwerde oder zurn Inhalt des angefochten-

en Beschlusses. Vielrnehr handelt es sich urn eine Entschei-
dung Uber einen prozessualen Antrag, der in keinern Zu-

sammenhang mit dem sachlichen Beschwerdevorbringen steht. 

Da die Frist zur BegrUndung der Beschwerde am 15.07.1985 

ablief, war eine zUgige Behandlung des Antrags auf Xn- 
derung der Verfahrenssprache angezeigt. Der Anmelder 

konnte auch darauf vertrauen, daB sein Antrag, der für die 

. . . I . . . 
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Fortsetzung des Verfahrens ma8gebliche Bedeutung hatte, 	S 

auch umgehend beschieden wUrde, zumal die Entscheidung 

Uber den ausreichend begrUndeten Antrag keine besonderen 

Schwierigkeiten bot, so daB die PrUfungsabteilung dem An- 

trag noch vor Einreichung der BeschwerdebegrUndung am 

12.07.1985 hätte entsprechen können. 

Die Tatsache, daB die PrUfungsabteilung diese ihr mögliche 

Entscheidung Uber den Antrag unterlassen hat, weil sie die 

Entscheidung der Beschwerdekanuner Uberlassen wolite, kann 

aber billigerweise der Antragstellerin nicht zuin Nachteil 

gereichen. Aus diesem Grunde hat die Beschwerdekammer die 

Anderung der Verfahrenssprache mit Wirkung vom Tage des 

Eingangs des Antrags zugelassen. 

ENTSCHEI DUMGSFORMEL 

Aus diesen GrUnden wird entschieden: 

Auf Antrag der Anmelderin wird statt der bisherigen Ver-

fahrenssprache die deutsche Sprache als neue Verfahrens-

sprache mit Wirkung vom 29.06.1985 zugelassen. 

Der Geschäftsstellenbeamte 
	 Der Vorgjtzexide 

J. Rückerl 
	 K. J&bn 


